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mit der Behauptung geschehen, es gebe überhaupt kein 
Volk der DDR.32 Ein Volk ohne Raum hatten wir schon. 
Nun haben wir also auch einen Staat ohne Volk! Wie aber 
zutreffend festgestellt wurde33, gibt es, seitdem auf dem 
früheren Territorium Deutschlands zwei Staaten existieren 
(und das haben die Vereinten Nationen anerkannt), zwei 
Subjekte als Träger des Selbstbestimmungsrechts: das Volk 
der BRD und das Volk der DDR.

Zusammenhang von Friedenserhaltung 
und Menschenrechtsverwirklichung

begrenzungsverweigerungen aufzudecken, und auf die 
ihnen mögliche Weise die Regierungen ihres Staates zu 
einer Erfüllung ihrer Völkerrechtsverpflichtungen zu ver­
anlassen.39

Gewiß, die Zähne des internationalen Rechts sind nicht 
immer sonderlich scharf. Allerdings hat es auch einen 
Nürnberger Kriegsverbrecher-Prozeß gegeben. Humaner — 
in jeder Beziehung — ist es freilich, wenn die prophylakti­
sche Rolle des Völkerrechts zum Zuge kommt.

(Vorabdruck aus dem 5. Kapitel von Studien, die unter dem 
Titel „Marxismus und Menschenrechte“ vom Akademie-Verlag, 
Berlin, zur Veröffentlichung vorbereitet werden.)

Der Zusammenhang zwischen Friedenserhaltung und Men­
schenrechtsverwirklichung, zwischen Kriegsvorbereitung 
und Menschenrechtsverletzung ist so unübersehbar, daß es 
überflüssig scheinen möchte, ihn überhaupt zu erwähnen. 
„Ginge der Kampf um den Frieden verloren, so verlöre 
alles Reden über Menschenrechte seinen Sinn“34 — das ist 
offenkundig wahr, und doch ist es nur die halbe Wahrheit. 
Wäre nämlich der Frieden nur die Voraussetzung für Men­
schenrechte, dann wäre der Kampf für Menschenrechte 
kein Beitrag zur Friedenserhaltung, und er könnte eigent­
lich auch so lange zurückgestellt werden, bis der Welt­
frieden dauerhaft gesichert ist. Tatsächlich erscheint aber 
in der UN-Charta (Art. 55), in der UNESCO-Verfassung 
(Art. 1) und in der Helsinki-Schlußakte (Prinzip VII) — so 
verschiedenartig ihr politischer Stellenwert, so unterschied­
lich ihre juristische Qualität ist — die zwischenstaatliche 
Kooperation auf dem Gebiet der Menschenrechte als ein 
Mittel, um das Ziel dieser internationalen Zusammen­
arbeit zu erreichen: den Weltfrieden unumkehrbar zu 
machen! Frieden ist also nicht bloß Voraussetzung, er ist 
auch ein Ergebnis verwirklichter Menschenrechte, vor 
allem natürlich des gleichen Rechts jedes Volkes auf 
Selbstbestimmung. Das Recht auf Frieden ist selbst ein 
Menschenrecht!

Diese Einsicht — von Arthur Baumgarten, dem einzigen 
Rechtsphilosophen dieses Jahrhunderts, in dessen Gedan­
kensystem die Friedensproblematik einen essentiellen Platz 
einnahm, seit längerem vorgetragen35 — ist inzwischen von 
der Vollversammlung der Vereinten Nationen (ohne Ge­
genstimmen, aber bei Stimmenthaltung von USA und 
Israel) auch offiziell deklariert worden. Im ersten Haupt­
abschnitt der Deklaration über die Vorbereitung der Völker 
auf ein Leben in Frieden vom 15. Dezember 1978 heißt es 
u. a.: „Jede Nation sowie jeder einzelne Mensch ohne 
Unterschied seiner Rasse, seiner Gesinnung, seiner Sprache 
und seines Geschlechts haben das immanente Recht auf ein 
Leben in Frieden. Die Achtung dieses Rechts wie auch der 
übrigen Menschenrechte liegt im gemeinsamen Interesse 
der gesamten Menschheit und ist eine unabdingbare Vor­
aussetzung für die allseitige Weiterentwicklung aller Völ­
ker, ob groß oder klein.“38

Natürlich kommt es hier nicht darauf an, dem Kampf 
der Völker um ihren elementarsten Lebens-, ja Überlebens­
anspruch ein zusätzliches Etikett umzuhängen. Vielmehr 
gilt es zu verhindern, daß Frieden und Menschenrecht 
schließlich als Alternative erscheinen37 und am Ende beide 
auf der Strecke bleiben. Dem Menschenrecht auf Frieden 
entspricht nämlich eine Staatenpflicht zu einer Politik der 
friedlichen Koexistenz. Diese Pflicht schließt unter den 
gegebenen Bedingungen die völkerrechtliche Doppelver­
pflichtung aller Staaten ein, ihren Beitrag dazu zu leisten, 
daß Vereinbarungen über Teilabrüstung sowie über die 
allgemeine und vollständige Abrüstung abgeschlossen 
werden.38

Da also eine kooperative Friedenspolitik zu betreiben 
nicht im Belieben der Staaten steht und da andererseits 
der Rüstungswettlauf kein Marathon des Irrationalismus 
ist, ist es das gute Recht jedes Volkes und jedes Individu­
ums, ihr Menschenrecht auf Frieden wahrzunehmen, d. h. 
die Ursachen von Rüstungsprogrammen und Raketen­
beschlüssen, von Abrüstungs- oder wenigstens Rüstungs-
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